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Methodenbewertung, ASV und Bedarfsplanung  

G-BA verlängert Corona-Sonderregelungen für 
Vorsorgeuntersuchungen bei Kindern, telefoni-
sche ASV-Beratung und IDV-Zentren   
Berlin, 16. Dezember 2021 – Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) 
hat nochmals drei seiner Corona-Sonderregelungen bis zum 31. März 
2022 verlängert:  

Größere Zeiträume für Kinder-Vorsorgeuntersuchungen U6 bis U9   

Eltern von Kindern im Alter von 1 bis 6 Jahren können weiterhin die Vor-
sorgeuntersuchungen U6 bis U9 auch außerhalb der eigentlich vorgese-
henen Untersuchungszeiträume und Toleranzzeiten in Anspruch neh-
men. In der derzeit vorherrschenden vierten Corona-Welle sind gerade 
Kinder stark von Infektionen betroffen. Ziel der Verlängerung der Son-
derregelung ist es, Kinderarztpraxen zu entlasten und Infektionsrisiken 
für Kinder zu minimieren.  

Für die Untersuchungen U1 bis U5 gilt dagegen keine Ausnahme. Denn 
in den ersten 6 Lebensmonaten bedarf es einer zeitlich engmaschigen 
ärztlichen Betreuung der Kinder und Eltern, um Auffälligkeiten in der 
Säuglingsentwicklung möglichst frühzeitig erkennen und behandeln zu 
können.   

Telefonische Beratung in der ambulanten spezialfachärztlichen Versor-
gung (ASV) 

Bei der ambulanten spezialfachärztlichen Versorgung (ASV) bleibt die 
Möglichkeit zur telefonischen Beratung bis zum 31. März 2022 beste-
hen. Der G-BA sieht es in der vierten Corona-Welle als geboten an, für 
Patientinnen und Patienten, die an komplexen, schwer therapierbaren 
Erkrankungen leiden, die ursprünglich bis Ende des Jahres befristete 
Sonderreglung weiter aufrecht zu erhalten. Damit soll das Risiko für eine 
mögliche Infektion mit COVID-19 bzw. deren Übertragung oder Verbrei-
tung nach einem persönlichen Arzt-Patienten-Kontakt vermindert und 
sichergestellt werden, dass ASV-Patientinnen und -Patienten situations- 
und zeitgerecht versorgt werden können.  

Telemedizinische Beratungen durch Spezialkliniken  

Die Möglichkeit zu telemedizinischen Beratungen bei der Versorgung 
von COVID-19-Patientinnen und -Patienten wird ebenfalls verlängert. Bis 
Ende März 2022 erhalten Spezialkliniken für solche Leistungen 
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  sogenannte Zentrumszuschläge, wenn sie in ein intensivmedizinisches 
digital-gestütztes Versorgungsnetzwerk (IDV-Zentren) eingebunden sind 
und bestimmte Qualitätsanforderungen erfüllen. Mit Hilfe von Audio-Vi-
deoübertragung in Echtzeit bleiben gemeinsame virtuelle Behandlun-
gen, interdisziplinäre Konsultationen und Fallbesprechungen zwischen 
allgemeinen und spezialisierten Krankenhäusern weiterhin möglich. Pa-
tientinnen und Patienten, die an COVID-19 erkrankt sind, können so in 
weniger hochspezialisierten Kliniken vor Ort bleiben, profitieren aber zu-
gleich vom Expertenwissen. 

Die Beschlüsse werden vom Bundesministerium für Gesundheit geprüft 
und treten nach Nichtbeanstandung und Veröffentlichung im Bundesan-
zeiger in Kraft.  

 
Sämtliche vom G-BA beschlossenen befristeten Sonderregelungen im 
Zusammenhang mit der Corona-Pandemie sind unter folgendem Link zu 
finden: www.g-ba.de/service/sonderregelungen-corona 

 
Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) ist das oberste Beschlussgremium der gemeinsamen Selbst-
verwaltung der Ärztinnen und Ärzte, Zahnärztinnen und Zahnärzte, Psychotherapeutinnen und Psycho-
therapeuten, Krankenhäuser und Krankenkassen in Deutschland. Er bestimmt in Form von Richtlinien 
den Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) für etwa 73 Millionen Versicherte. 
Der G-BA legt fest, welche Leistungen der medizinischen Versorgung von der GKV übernommen werden. 
Rechtsgrundlage für die Arbeit des G-BA ist das Fünfte Buch des Sozialgesetzbuches (SGB V). Entspre-
chend der Patientenbeteiligungsverordnung nehmen Patientenvertreterinnen und Patientenvertreter an 
den Beratungen des G-BA mitberatend teil und haben ein Antragsrecht. 

Den gesundheitspolitischen Rahmen der medizinischen Versorgung in Deutschland gibt das Parlament 
durch Gesetze vor. Aufgabe des G-BA ist es, innerhalb dieses Rahmens einheitliche Vorgaben für die kon-
krete Umsetzung in der Praxis zu beschließen. Die von ihm beschlossenen Richtlinien haben den Charak-
ter untergesetzlicher Normen und sind für alle Akteure der GKV bindend. 

Bei seinen Entscheidungen berücksichtigt der G-BA den allgemein anerkannten Stand der medizinischen 
Erkenntnisse und untersucht den diagnostischen oder therapeutischen Nutzen, die medizinische Not-
wendigkeit und die Wirtschaftlichkeit einer Leistung aus dem Pflichtkatalog der Krankenkassen. Zudem 
hat der G-BA weitere wichtige Aufgaben im Bereich des Qualitätsmanagements und der Qualitätssiche-
rung in der ambulanten und stationären Versorgung. 

Weitere Informationen finden Sie unter www.g-ba.de. 
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